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Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB; Stellungnahme zum Flächennutzungsplan 
der Verwaltungsgemeinschaft Löbau, Entwurfsfassung v. 04.12.2025 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Sachsen e. V. (nachfolgend: BUND 
Sachsen), nimmt im Rahmen der Beteiligung nach §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 BauGB zur Erstaufstellung des 
Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemeinschaft Löbau Stellung. 

Wir begrüßen, dass der Umweltbericht die Belange von Bodenschutz, Kulturlandschaftsschutz sowie 
klimawandelbedingten Risiken wie Starkregen und Erosion als relevante Prüfmaßstäbe benennt 
(Umweltbericht zum FNP VG Löbau, Entwurfsfassung 04.12.2025, nachfolgend: UB 2025, S. 6–8). 
Positiv ist ferner zu vermerken, dass die Flächendarstellungen gegenüber dem Vorentwurf bereits 
erheblich reduziert wurden und insbesondere Darstellungen im Landschaftsschutzgebiet Oberlausitzer 
Bergland entfallen sind (UB 2025, S. 39).  

Gleichwohl besteht ein grundsätzlicher Widerspruch: Der eigene Umweltbericht der Verwaltungsge-
meinschaft empfiehlt für mehrere Flächen ausdrücklich die Vermeidung der Bebauung – dennoch stellt 
der FNP-Entwurf diese Flächen zur Entwicklung dar. Dieser Widerspruch zwischen fachlicher Bewertung 
und planerischer Darstellung ist ein Abwägungsdefizit, das die Abwägungsfestigkeit der Planung in 
Frage stellt. Die Einstufung einzelner Darstellungen als „potentiell unverträglicher Standort" sowie als 
„bedingt verträglicher Standort" mit ausdrücklichen Konflikthinweisen signalisiert einen Anpassungsbe-
darf, bevor die Planung in der vorliegenden Form abwägungsfest ist.  

Der BUND Sachsen kann dem Entwurf des Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemeinschaft Löbau 
in der gegenwärtigen Form nicht zustimmen. Nachfolgend ergehen Hinweise und Forderungen. 

1. Mischbaufläche La‑M2 (OT Lawalde, Löbauer Straße) – Streichung 

Forderung: Die Darstellung der Mischbaufläche La‑M2 (1,70 ha) ist aus dem FNP zu streichen. 

Der UB stuft La‑M2 als „potentiell unverträglichen Standort" ein. Er stellt ausdrücklich fest, die Fläche 
sei „für wohnbauliche Nutzung nicht geeignet", und empfiehlt: „Bebauung des Standortes sollte vermie-
den werden." Als Planungsalternative verweist der UB auf besser geeignete Lückenstandorte in der Orts-
lage (UB 2025, S. 45 1). 

Die wesentlichen Konfliktpunkte – Neuversiegelung im Vorranggebiet Landwirtschaft mit nicht aus-
gleichbarem Flächenverlust, erhebliche Veränderung der historischen Siedlungsstruktur im Nahbereich 
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des Landschaftsschutzgebiets sowie ungünstiges Abflussverhalten – sind im Rahmen des FNP nicht 
auflösbar. Die Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 BauGB verlangt, dass die Inanspruchnahme neuer 
Außenbereichsflächen nur dann abwägungsfehlerfrei erfolgt, wenn keine geeigneten Innenbereichspo-
tenziale aktivierbar sind. Gerade das verneint der UB für La‑M2 ausdrücklich. Hinzu kommt, dass die 
Begründung Lawalde ohne zentralörtliche Funktion einordnet und bauliche Entwicklung auf den Rahmen 
der Eigenentwicklung beschränkt (Begründung zum FNP VG Löbau, Entwurfsfassung 04.12.2025, nach-
folgend: Begr. 2025, S. 74). Auch das stützt die Streichung. 

 

2. Mischbaufläche La‑M1 (OT Lauba, Löbauer Straße) – Zurückstellung 

Forderung (gestuft): Die Mischbaufläche La‑M1 (1,99 ha) ist im Entwurf nicht als entwicklungsfähige 
Fläche weiterzuführen, sondern zurückzustellen und erst nach (i) dokumentierter Alternativenprüfung 
gemäß § 1a Abs. 2 BauGB sowie (ii) einer belastbaren Konfliktbeherrschungsstrategie erneut in die 
Abwägung einzustellen. 

Der UB stuft auch La‑M1 als „potentiell unverträglichen Standort" ein. Als wesentliche Konflikte benennt 
er: raumordnerischen Zielkonflikt mit dem Vorranggebiet Landwirtschaft, Erosions‑ und Abflussproble-
matik, Immissionsschutzkonflikte mit angrenzender landwirtschaftlicher Nutzung sowie erhebliche Ein-
griffe in Ortsbild und historische Siedlungsstruktur am Rand des Landschaftsschutzgebiets (UB 2025, 
S. 44; Begr. 2025, S. 75–76). Der UB empfiehlt vorrangig die Vermeidung der Neuinanspruchnahme. Die 
Begründung dokumentiert darüber hinaus, dass aus der Beteiligung Hinweise auf einen Wohnbauflä-
chenüberhang bei prognostiziertem Bevölkerungsrückgang eingegangen sind (Begr. 2025, S. 89), was 
die Anforderungen an die Alternativenprüfung nach § 1a Abs. 2 BauGB zusätzlich verschärft. 

Die im UB festgestellten Starkregengefährdung und ungünstige Abflusscharakteristik sind dabei nicht 
allein ein technisches Folgeproblem, das auf die Bebauungsplanebene abgeschichtet werden kann. Sie 
betreffen die Standorteignung als solche und sind gemäß § 1a Abs. 5 BauGB bereits auf der Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung als Belang der Klimaanpassung in die Standortentscheidung einzustellen. 

Hilfsweise, falls an Teilvorhaben La‑M1 festgehalten wird: In Begründung und Abwägungsdokumenta-
tion ist verbindlich festzuhalten, dass ein nachfolgender Bebauungsplan zwingend ein Starkregen‑, 
Oberflächenwasser‑ und Erosionsschutzkonzept sowie ein Immissionsschutzkonzept vorzulegen hat 
(UB 2025, S. 44). 

 

3. Wohnbaufläche La‑W1 (OT Streitfeld, Gemeinde Lawalde) – Bedingungen 

Forderung: Die Wohnbaufläche La‑W1 (0,39 ha) darf nur unter den im UB ausdrücklich genannten 
Bedingungen weiterverfolgt werden. Diese Bedingungen sind als verbindliche Leitplanken der nachfol-
genden Planung in der Begründung des FNP zu verankern. 

Der UB bewertet La‑W1 als „bedingt verträglichen Standort" und benennt als zwingende Voraussetzun-
gen für jede Weiterentwicklung (UB 2025, S. 43): 

• vollständige und sichere Ableitung des Abwassers aus der Schutzzone des festgesetzten Trink-
wasserschutzgebiets Lawalde, Streitfeld (Vorranggebiet Wasserversorgung VRG WW Lawalde 
nach Regionalplan), 

• keine Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung, 

• planerische Berücksichtigung der Lage in einem regionalen Grünzug mit Bedeutung für Orts- und 
Landschaftsbild. 

Maßgebliche Rechtsgrundlage für die Nutzungsbeschränkungen innerhalb des festgesetzten Trinkwas-
serschutzgebiets sind §§ 51 ff. WHG in Verbindung mit der einschlägigen Schutzgebietsverordnung. Die 
genannten Bedingungen des UB entsprechen diesen gesetzlichen Anforderungen. Da der UB die 
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Lösbarkeit des Nutzungskonflikts im Einzelfall für möglich hält, ist die Fläche – anders als La‑M2 – bei 
strikter Einhaltung dieser Auflagen nicht grundsätzlich ungeeignet. Der BUND Sachsen besteht jedoch 
darauf, dass die Auflagen nicht auf die Bebauungsplanebene verlagert, sondern bereits im FNP als 
Bedingung verbindlich dokumentiert werden.  

4. Gewerbliche Baufläche Gs-G1 (Großschweidnitz) – Gewässerschutzanforderungen 

Forderung: Die Gewerbefläche Gs-G1 ist nur unter strikter Beachtung der Gewässerschutzanforderun-
gen und der WRRL-Maßnahmenpflichten weiterzuverfolgen. In der FNP-Begründung sind folgende Leit-
planken zu verankern: 

• Oberflächenwasserableitung: Behandlung und Retention von Niederschlagswasser auf der 
Gewerbefläche, Regenwasser ist vorrangig vor Ort zu versickern bzw. zurückzuhalten und so zu 
bewirtschaften, dass Schadstoffeinträge in Boden und Grundwasser vermieden werden. 

Der UB stuft Gs‑G1 als ‚bedingt verträglichen Standort‘ ein und hebt die Konflikte durch Neuversiegelung, 
Veränderung des Wasserhaushalts und die allgemeine Pflicht zur nachhaltigen Regenwasserbewirt-
schaftung hervor (Schutzgut Wasser). Die hier formulierten Bedingungen setzen die Anforderungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes und des Sächsischen Wassergesetzes (insbesondere das Verschlechte-
rungsverbot nach § 27 WHG sowie die Pflichten zu einer nachhaltigen Regenwasserbewirtschaftung) 
um und sichern die Vereinbarkeit der Planung mit den WRRL‑Bewirtschaftungszielen. 

 

5. Sonderbaufläche L‑So3 (Dolgowitz) – Nachschärfung des Natura-2000-Screenings 

Forderung: Die Sonderbaufläche L‑So3 (Pferdehaltung/Pferdezucht) ist nur dann weiterzuverfolgen, wenn 
auf FNP-Ebene ein nachvollziehbar nachgeschärftes Natura‑2000-Screening vorgelegt wird, das die spezi-
fischen Wirkpfade des Vorhabens auf die benachbarten FFH-Gebiete fachgutachterlich bewertet. 

Der UB hält ausdrücklich fest, dass ein biologisches Fachgutachten zur FFH‑/SPA-Vorprüfung nicht vor-
liegt (UB 2025, S. 35). Die FFH-Gebiete „Basalt- und Phonolithkuppen der östlichen Oberlausitz – Teilflä-
che Rotstein/Georgenberg/Hengstberg" und „Täler um Weißenberg – Teilfläche Löbauer Wasser und 
Nebenbäche" befinden sich in einem Abstand von ca. 130 bzw. 170 m zur geplanten Sonderbaufläche 
(UB 2025, S. 37–38). 

Zwar gelangt der UB zur Einschätzung, dass eine Beeinträchtigung der Schutzziele „grundsätzlich nicht 
zu befürchten" sei, und stützt sich dabei auf das Ausbleiben einer Beanstandung durch die Untere 
Naturschutzbehörde im Vorentwurfsstadium. Für eine gewerbliche Tierhaltung in dieser räumlichen 
Nähe zu Natura-2000-Gebieten genügt eine solche Einschätzung ohne fachgutachterliche Grundlage 
den Anforderungen des Art. 6 Abs. 3 FFH-RL i.V.m. § 34 BNatSchG jedoch nicht. Insbesondere sind 
luftgetragene Stickstoffeinträge (Ammoniak) sowie etwaige Störwirkungen auf die geschützten Arten 
wenigstens überschlägig gutachterlich zu bewerten. Nach der Rechtsprechung des BVerwG kann, wenn 
bei der Vorprüfung (Screening) erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgebietes nicht offensichtlich 
ausgeschlossen werden können, die daraus folgende Besorgnis nachteiliger Auswirkungen nur durch 
eine schlüssige naturschutzfachliche Argumentation ausgeräumt werden – nicht durch eine behördli-
che Einschätzung ohne gutachterliche Basis (BVerwG, Beschl. v. 26.11.2007 – 4 BN 46.07, amtl. Leit-
satz; im Anschluss an BVerwG, Urt. v. 17.01.2007 – 9 A 20.05, BVerwGE 128, 1). 

Ergänzend weist der BUND Sachsen darauf hin, dass der UB für L‑So3 Risiken für das Schutzgut Kultur-
güter sowie das Orts- und Landschaftsbild benennt, denen durch verbindliche Leitplanken für Maß und 
Gestaltung der baulichen Nutzung zu begegnen ist – was auch die Begründung selbst als erforderlich 
beschreibt (UB 2025, S. 52; Begr. 2025, S. 66–67). 
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5. Hinweis: Sonderbaufläche L‑So2 (PV-Freifläche) 

Die geplante Sonderbaufläche L‑So2 (3,56 ha, derzeit landwirtschaftliche Nutzung) wird vom UB insge-
samt als unproblematisch eingestuft. Der BUND Sachsen regt an, das im UB formulierte Prüfgebot zu einer 
Agri-PV-Variante (UB 2025, S. 57) in der Begründung des FNP als planerisches Ziel für den nachfolgenden 
Bebauungsplan zu verankern. Damit würde die Möglichkeit der landwirtschaftlichen Mitnutzung der Fläche 
offen gehalten. Eine Streichung der Darstellung wird mit diesem Hinweis nicht gefordert. 

 

Zusammenfassung der Forderungen 

1. La‑M2 streichen – UB stuft Fläche als „potentiell unverträglichen Standort" ein und bezeichnet 
Bebauung ausdrücklich als zu vermeiden; geeignete Alternativen im Innenbereich vorhanden (UB 
2025, S. 45; § 1a Abs. 2 BauGB). 

2. La‑M1 zurückstellen und erst nach dokumentierter Alternativenprüfung (§ 1a Abs. 2 BauGB) und 
belastbarer Konfliktlösungsstrategie neu einstellen; hilfsweise: strikte Mindestanforderungen an 
Starkregen‑/Erosionsschutz und Immissionsschutz in der Begründung verankern (UB 2025, S. 44; 
Begr. 2025, S. 75–76; § 1a Abs. 5 BauGB). 

3. La‑W1 nur unter den UB-Bedingungen weiterverfolgen – insbesondere vollständige Abwasserab-
leitung aus der TWSZ sowie Schutz der Grundwasserneubildung als verbindliche Leitplanken in 
der FNP-Begründung ausweisen (UB 2025, S. 43; §§ 51 ff. WHG i.V.m. TWSZ-VO). 

4. Gs‑G1 nur unter strikten Gewässerschutzanforderungen weiterverfolgen – vorrangige 
Vor‑Ort‑Versickerung bzw. Rückhaltung und Behandlung von Niederschlagswasser sowie Vermei-
dung von Schadstoffeinträgen in Boden und Grundwasser als verbindliche Leitplanken in der 
FNP‑Begründung verankern (UB 2025, Einstufung ‚bedingt verträglicher Standort‘ Gs‑G1; § 27 
WHG i.V.m. WRRL). 

5. L‑So3 Screening nachschärfen – FFH-/SPA-Vorprüfung mit biologischem Fachgutachten auf 
FNP-Ebene. 

Wir bitten um Berücksichtigung dieser Stellungnahme im Rahmen der Abwägung und um weitere Betei-
ligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


